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Daseinsberechtigung, Aufgaben und Herausforderungen 
der neuen Agentur der Europäischen Union 

Gabriel Nikolaij Toggenburg 

Anfang März 2007 nimmt in Wien eine neue Agentur der Europäischen Union (EU) ihre 
Arbeit auf. Die Europäische Agentur für Grundrechte (European Fundamental Rights 
Agency, EFRA) ersetzt die 1998 gegründete Europäische Stelle zur Beobachtung von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit (EUMC). Im Gegensatz zur EUMC ist die neue 
Agentur für den gesamten Grundrechtebereich zuständig. Da die EU und der Europarat 
bereits über ein beachtliches Instrumentarium im Bereich des Menschenrechtsschutzes 
verfügen, ist die Notwendigkeit einer weiteren Einrichtung in Europa nicht unumstrit-
ten. Die neue Agentur verfügt jedoch über ein beträchtliches Potential für eine ver-
besserte Menschenrechtspolitik der EU, für mehr Synergie in einem »Integrierten 
Europäischen Menschenrechtsraum« und für eine konzentrierte Auseinandersetzung 
mit Fragen des »Diversity Managements«. 

 
Gemäß der jüngsten Eurobarometer Studie 
(EB 66) zählen die Menschenrechte in allen 
EU-Mitgliedstaaten zu den drei Werten, die 
den Europäern persönlich am wichtigsten 
sind. Entwicklungsgeschichtlich ist es dem 
Europarat zu verdanken, dass Europa ein 
menschenrechtliches Profil erlangt hat, das 
über eine bloß politische Identitätsrhetorik 
hinausgeht. Dieses Profil wird allerdings 
nicht nur durch die Europäische Menschen-
rechtskonvention (EMRK), das Steckenpferd 
des Europarats, geprägt. Vielmehr er-
schließt sich die inzwischen auch seitens 
der EU propagierte »Menschenrechtskultur« 
Europas aus einem schwer zugänglichen 

Flickenteppich aus Rechtstexten, Urteilen, 
Stellungnahmen und Berichten. Allein in-
nerhalb des Territoriums der EU umfasst 
dieses Normen- und Instanzennetz 27 natio-
nale Rechtskulturen, gut zwei Dutzend 
völkerrechtliche Menschenrechtsverträge 
und eine Vielzahl nationaler und interna-
tionaler Institutionen, die im Menschen-
rechtsbereich tätig sind. Bereits im Rahmen 
der UN-Instrumente finden sich für die 
Menschenrechtssituation der Länder West- 
und Osteuropas im Jahre 2006 fast 1000 
schriftliche Empfehlungen von Vertrags-
überwachungsorganen, unabhängigen 
Experten und sonstigen Kommissionen. 



Angesichts dieser Vielzahl an Instrumenten, 
Institutionen und Informationen scheint 
das »Menschenrechtsgebaren« der Staaten 
in durchaus ausreichendem Maße doku-
mentiert und bewertet. Da der Europarat 
1999 zudem das Amt eines Europäischen 
Menschenrechtskommissars geschaffen hat, 
der sich insbesondere der Bewusstseins-
bildung und der Informationsverbreitung 
im Bereich der Europäischen Menschen-
rechte widmen soll, dürfen auch diese Auf-
gaben als abgedeckt gelten. Vor diesem 
Hintergrund ist der kolportierte Ausruf des 
Generalsekretärs des Europarats zur Idee 
einer Menschenrechtsagentur der EU – 
»With all the best will of the world I can’t 
understand what it is going to do« – durch-
aus nachvollziehbar. 

Die beiden Kritikpunkte: 
Bürokratisierung und Duplizierung 
Die Gründe, um der Errichtung der neuen 
Agentur mit Skepsis zu begegnen, waren 
vielfältig. Deutschland, die Slowakische 
Republik und Großbritannien zum Beispiel 
vereinten ein gutes Viertel der EU-Staaten 
hinter sich, um zu verhindern, dass die 
Agentur schlechthin und von Anfang an für 
den Bereich der justiziellen und polizei-
lichen Zusammenarbeit zuständig würde. 
Ausschlaggebend hierfür waren klassische 
Souveränitätsbedenken, die nichts mit der 
Idee der Grundrechteagentur an sich zu 
tun hatten. Umgekehrt wiederum gab es 
aber Stimmen, insbesondere aus dem Euro-
päischen Parlament und von Seiten einiger 
NGOs, die – nach dem Motto, besser keine 
Agentur als eine schwache – in ebensolchen 
Mandatsbeschneidungen ein Argument 
gegen die Agentur selbst sahen. In einer 
Minderheitenposition waren hingegen 
jene, die sich ganz prinzipiell gegen die 
Errichtung der Agentur aussprachen. In 
Deutschland etwa gab es bis zum Schluss 
Widerstand gegen das Projekt. Das Tau-
ziehen der Mitgliedstaaten hatte mit dem 
entsprechenden Vorschlag im Europäi-
schen Rat am 13. Dezember 2003 begonnen 
und ging erst Mitte Februar 2007 mit der 

formellen Beschlussfassung im Rat zu Ende. 
Die 48-monatige Marathondebatte war von 
Sachargumenten ebenso wie von Populis-
mus, von nationalen Souveränitätsinteres-
sen ebenso wie von stillem Desinteresse 
einiger Staaten geprägt. 

Die Kritik der Agenturgegner lässt sich 
in zwei Worten zusammenfassen: Bürokra-
tisierung und Duplizierung. Was die Gefahr 
der Bürokratisierung der EU angeht, so ist 
zu unterstreichen, dass mit der Entschei-
dung für die Grundrechteagentur keine 
weitere EU-Einrichtung gegründet, sondern 
eine bereits bestehende, das EUMC, ersetzt 
wird. Allerdings werden die Mittel des EUMC 
über die nächsten Jahre bis 2013 sukzessive 
verdreifacht (auf ein Jahresbudget von rund 
24 Mio. Euro). Auch der Personalstand soll 
in dieser Zeit auf bis zu maximal 100 Mit-
arbeiter aufgestockt werden. Während das 
EUMC mit seinen zuletzt 37 Beschäftigten 
und einem Budget von 8 Millionen Euro die 
bisher kleinste Agentur war, wird sich die 
voll ausgebaute Grundrechteagentur ins 
Mittelfeld der Agenturen einreihen. 

Der breitere Kontext: 
die Gefahr einer Agenturinflation 
Nur vor dem Hintergrund der blanken Ab-
wesenheit einer koordinierten »EU-Agentur-
politik« lässt sich verstehen, warum bereits 
die finanzielle und personelle Anpassung 
der Wiener Agentur an ihr neues Mandat 
ausreichte, um beträchtlichen Widerstand 
zu wecken. Die Grundrechteagentur ist ein 
gutes Beispiel dafür, dass EU-Agenturen in 
der Grauzone intergouvernementaler Kuh-
händel entstehen. So preschten die Vertre-
ter der Mitgliedstaaten im Europäischen 
Rat mit ihrem Beschluss vom 13. Dezember 
2003 vor, ohne sich mit den anderen EU-In-
stitutionen und dem Europarat abzuspre-
chen und ohne die Agentur in eine durch-
dachte und vollumfängliche EU-Menschen-
rechtsstrategie einzubetten. 

Die gegenwärtig 22 Agenturen der EG 
und sechs Agenturen der EU beziehen ihre 
Existenzberechtigung zum einen daraus, 
dass sie die Kommission bzw. das General-
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sekretariat des Rates entlasten, indem sie 
unabhängiges Expertenwissen frei von 
Politisierung in den europäischen Entschei-
dungsfindungsprozess einfließen lassen. 
Zum anderen ermöglichen Agenturen 
einen institutionalisierten und intensiveren 
Dialog mit den relevanten Interessenten-
kreisen. Insgesamt soll so die Transparenz 
und die Bürgernähe der Union erhöht wer-
den. Die Kosten der EU-Agenturen, in denen 
zurzeit über 2600 Beamte und Angestellte 
beschäftigt sind, belaufen sich mittlerweile 
auf rund eine Milliarde Euro jährlich. Mit 
Ausnahme vielleicht von EUROPOL ist aber 
der Bekanntheitsgrad dieser Einrichtungen 
äußerst gering. Daran wird auch die jüng-
ste PR-Initiative der Agenturen – »Whatever 
you do, we work for you« – wenig ändern. 
Dies wiederum sagt freilich nichts über die 
Notwendigkeit und die Qualität der EU-
Agenturen aus. Das Bild von Kommissions-
präsident Barroso, der die Agenturen mit 
Satelliten verglich, erscheint jedenfalls un-
glücklich gewählt: Barroso sollte sich nicht 
wundern, wenn aus der Perspektive der 
Bürger die Agenturen mit den Weltraum-
trabanten vor allem die Eigenschaft teilen, 
unsichtbar zu sein und keine Bodenhaftung 
zu haben. 

Für die Festlegung von Agentursitzen 
gibt es keinerlei juristische Kriterien und 
Verfahren. Angesichts der Tatsache, dass 
ganze zehn (neue) Mitgliedstaaten über 
keine einzige Agentur verfügen (während 
etwa Griechenland vier Agenturen beher-
bergt), besteht die Gefahr, dass die EU auch 
in den kommenden Jahren versuchen wird, 
geographische Verteilungsgerechtigkeit 
über »Agenturinflation« zu erreichen. Nichts-
destotrotz kann die Proliferation von 
Bürokratien allein kein hinreichendes Argu-
ment gegen die Grundrechteagentur sein. 
Dort nämlich, wo Bürokratien synergetisch 
und effizient an der Erfüllung notwendiger 
Aufgaben arbeiten, sind sie kein Übel, son-
dern ausdrücklich zu begrüßen. 

Der springende Punkt: 
Droht eine Duplizierung? 
Ausschlaggebend ist somit das zweite Argu-
ment der Kritiker, nämlich das der Dupli-
zierung von Aufgaben und Verfahren. Die 
Gegner des Projekts haben in diesem Zu-
sammenhang immer wieder auf die bereits 
vorhandenen Strukturen und Instrumente 
des Europarats verwiesen. Zu prüfen ist 
daher, inwieweit die Grundrechteagentur 
jenen zwei Prinzipien gerecht wird, die ihr 
der Europarat mit auf den Weg gegeben 
hat: das Gebot der Nicht-Duplizierung und 
die Pflicht zur Kooperation und Koordina-
tion. Berücksichtigt nämlich die »Agentur-
verfassung« (also die Gründungsverord-
nung der Grundrechteagentur) diese Forde-
rungen, dann können sich auch die selbst-
ernannten Anwälte des Europarats mit der 
neuen Behörde zufrieden geben. 

Sind strukturelle Verdoppelungen vor-
handen, so lassen sich diese durch die 
Minimierung von Bereichen auffangen, in 
denen beide Organisationen zuständig sind. 
Bei unvermeidbaren parallelen Kompeten-
zen können Duplizierungen durch Mecha-
nismen verstärkter Kooperation vermieden 
werden. Beide Formen der Verdoppelungs-
reduktion fanden Eingang in die Agentur-
verfassung. 

Ganz generell gilt, dass die Agentur – im 
Unterschied zum Europarat – nicht für das 
Menschenrechtsgebaren der EU-Staaten 
zuständig ist, soweit sich dieses allein auf 
nationaler Ebene manifestiert. Doch selbst 
im EU-Kontext, also im Hinblick auf die mit-
gliedstaatliche Umsetzung von EU-Recht, 
wird es nicht Schwerpunkt der Agentur-
arbeit sein, regelmäßige Länderberichte zu 
erstellen. Die Agentur wird stattdessen 
themenbezogene Stellungnahmen erstel-
len, die für den Bereich des EU-Rechts von 
besonderer Bedeutung sind. Insofern ist es 
auch folgerichtig, dass die ihr ursprünglich 
zugedachte Rolle im Rahmen des Verfahrens 
nach Artikel 7 des EU-Vertrags (das 1997 im 
Vertrag von Amsterdam eingeführte politi-
sche Sanktionsverfahren) nicht übertragen 
wurde: weder wird die Agentur regelmäßig 
verfolgen, ob die Mitgliedstaaten im Rah-
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men des Werte- und Prinzipienkanons der 
Union bleiben, noch muss der Rat der EU 
die Agentur konsultieren, bevor er fest-
stellt, dass ein Mitgliedstaat die Menschen-
rechte schwerwiegend und anhaltend ver-
letzt. Wesentlich ist schließlich auch die 
Tatsache, dass die Agentur (mit Ausnahmen 
im Hinblick auf die Beitrittskandidaten) 
nicht für Drittstaaten zuständig ist, was das 
Überschneidungspotential mit dem Europa-
rat erheblich beschränkt. 

Ebenso gilt ganz generell, dass die Agen-
tur bei der Informationssammlung die 
Arbeit und Ergebnisse der spezialisierten 
Organe des Europarats berücksichtigen 
muss. Ausdrücklich genannt werden in der 
Agenturverfassung die Monitoring-Instru-
mente und der Menschenrechtskommissar 
des Europarats. Was die Entwicklung ihres 
Mehrjahresprogramms und der einzelnen 
Jahresprogramme sowie ihre Beziehungen 
zur Zivilgesellschaft betrifft, wird die Agen-
tur verpflichtet, auf Synergien mit dem 
Europarat zu achten. Diese internen Be-
rücksichtigungspflichten werden institu-
tionell dadurch abgesichert, dass eine un-
abhängige, aber vom Europarat ernannte 
Person im 30-köpfigen Verwaltungsrat der 
Agentur sitzt. In den Verhandlungen des 
Ministerrats einigte man sich darüber hin-
aus darauf, dass der Vertreter des Europa-
rats auch Mitglied im 5-köpfigen Exekutiv-
ausschuss sein soll (allerdings ohne Stimm-
recht). Neu vorgesehen wurde gegen Ende 
der Verhandlungen zudem ein Wissen-
schaftlicher Beirat, der aus elf unabhän-
gigen Experten besteht und die wissen-
schaftliche Qualität der Agenturarbeit 
garantieren soll. Alles in allem lässt sich 
festhalten, dass die Agenturverfassung 
durchaus taugliche Bestimmungen zur 
Kooperation und Koordination zwischen 
Europarat und EU enthält. Ein Vorrang der 
Arbeit des Europarats vor jener der EU lässt 
sich daraus freilich nicht ableiten. Viel-
mehr steht gerade auch das Abkommen, 
das beide Organisationen abschließen sol-
len (siehe dazu im Folgenden) dafür, dass 
Kooperation und Koordination keine Ein-
bahnstraße darstellen. 

Die Agentur als Vermittlungs-
zentrale eines neuen Integrierten 
Menschenrechtsraums in Europa 
Die Agenturverfassung sieht vor, dass die 
EG ein Abkommen mit dem Europarat ab-
schließt. Es bleibt zu hoffen, dass dessen 
Inhalt über die zwischen der Gemeinschaft 
und dem Europarat getroffene Verein-
barung zum bisherigen EUMC hinausgeht. 
Sinnvoll wäre es, vertraglich ein institutio-
nalisiertes, großflächiges Netzwerk von 
europäischen, mit Menschenrechten betrau-
ten Überwachungsorganisationen zu etab-
lieren. Denn nach 50 Jahren internationaler 
Zusammenarbeit ist es höchste Zeit, auch 
die interorganisationelle Zusammenarbeit in 
Europa zu institutionalisieren. Angesichts 
der Breite des Agenturmandats sind daher 
viele andere Überwachungsorgane wie bei-
spielsweise der Gerichtshof für Menschen-
rechte, der Menschenrechtskommissar oder 
das Advisory Committee des Rahmenüber-
einkommens zum Schutz von Minderheiten 
in ein un-verbindliches, aber doch formali-
siertes Informationsnetzwerk einzubauen. 
Hier kann auf erste Erfahrungen des EUMC 
und seiner Inter-Agency-Treffen mit dem 
Büro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte (ODIHR, OSZE), der ECRI 
(European Commission against Racism and 
Intolerance)und dem Amt des Hohen Kom-
missars für Menschenrechte (OHCHR, Ver-
einte Nationen) aufgebaut werden. Auch 
wurde bereits die Hoffnung vertreten, dass 
die Grundrechteagentur der EU die Ver-
netzung der verschiedenen Nationalen 
Menschenrechtsinstitute voranbringen 
könnte. Gelingt es der Wiener Agentur, ihre 
»National Focal Points« (der NFP des EUMC 
in Deutschland ist bislang das Europäische 
Forum für Migrationsstudien an der Uni-
versität Bamberg), die Nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen, die im Menschen-
rechtsbereich aktiven NGOs, den Europarat 
und die verschiedenen Überwachungs-
gremien der internationalen Menschen-
rechtsverträge institutionell zu verknüpfen 
und im Rahmen einer neuen elektroni-
schen Datenbank in einen ständigen Aus-
tausch miteinander zu bringen, so könnte 
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die Grundrechteagentur ein Netzwerk der 
Netzwerke werden und auf diese Weise die 
Räder des Menschenrechtsschutzes in 
Europa durch neue Kommunikations-
achsen ins Rollen bringen, ohne sie neu 
erfinden zu müssen. 

Bereits im Zuge der Diskussion um die 
Menschenrechtsagentur hat die Vernetzung 
und Kooperation zwischen der EU und dem 
Europarat einen Schub bekommen. Die kri-
tische Auseinandersetzung mit der Agentur 
hat die Notwendigkeit enger synergetischer 
Beziehungen zwischen dem Europarat und 
der EU weiter verdeutlicht. Dieses neue Be-
wusstsein kommt etwa im Aktionsplan von 
Warschau vom Mai 2005 zum Ausdruck. 
Darin haben sich die Staats- und Regierungs-
chefs des Europarats darauf verständigt, der 
interorganisationellen Kooperation neuen 
Schwung zu verleihen. In den zehn »Leit-
linien für die Beziehungen zwischen 
Europarat und Europäischer Union« wird 
nicht nur für einen baldigen Beitritt der EU 
zur EMRK geworben; nach Prüfung der je-
weiligen Kompetenzlage (Teile der Konven-
tionen liegen jenseits jeder EU-Zuständig-
keit) soll auch der Beitritt zu anderen Kon-
ventionen erfolgen. Insbesondere soll auf 
eine größere Komplementarität in den 
Rechtstexten der beiden Organisationen 
geachtet werden. Die EU wird gar dazu 
aufgerufen, jene Punkte der Konventionen 
des Europarats, die ihre Befugnisse betref-
fen, in das Europäische Gemeinschaftsrecht 
zu übernehmen und im Bereich der Men-
schenrechte schlechthin auf die Kompetenz 
des Europarats zurückzugreifen. Vor 
diesem Hintergrund erscheint es nicht 
abwegig zu erwarten, dass die Agentur 
keine Verdoppelung von Zuständigkeiten 
mit sich bringt, sondern in der verstärkten 
Zusammenarbeit zwischen EU und Europa-
rat eine positive Katalysatorenrolle spielt. 

Das Mandat: Datensammlung, 
Gutachtenerstellung und 
Kommunikation 
Im Unterschied zu manchen Nationalen 
Menschenrechtsinstituten wie etwa jenen 

in Polen, Portugal, Spanien oder Schweden 
ist die Grundrechteagentur der EU nicht 
für den individuellen Rechtsschutz zustän-
dig. Der in seinen Menschenrechten ver-
letzte EU-Bürger kann sich nicht an sie wen-
den, sondern ist weiterhin auf den Euro-
päischen Menschenrechtsgerichtshof in 
Straßburg (Europarat) angewiesen. Die 
Agentur hat eine rein unterstützende Funk-
tion, fällt keine rechtsverbindlichen Ent-
scheidungen und ist rein beratend tätig. 
Zentrales Ziel der Agentur ist es, die Ein-
richtungen der EU und ihrer Mitglied-
staaten bei ihrer Menschenrechtspolitik zu 
unterstützen. Dieses Ziel soll die Agentur 
durch vier Aufgaben erreichen: 

 

 

 

 

die Sammlung, Auswertung und 
Verbreitung von Informationen in 
Sachen Menschenrechtsschutz, 
die Berichterstattung, wozu nicht nur die 
Abfassung eines Jahresberichts zur Lage 
der Grundrechte in der EU gehört, son-
dern insbesondere die Erarbeitung von 
themenspezifischen Stellungnahmen, 
die Entwicklung einer Kommunikations-
strategie im Bereich der Menschenrechte 
als Eckpfeiler für den Dialog mit der 
Zivilgesellschaft (der im Übrigen institu-
tionell durch die Gründung einer Grund-
rechtsplattform für Nichtregierungs-
organisationen flankiert wird), 
die wissenschaftliche Forschung und die 
damit verbundene wissenschaftliche 
Netzwerkbildung. 
In all diesen Bereichen kann die Agentur 

von sich aus tätig werden. 
Umstritten war bis zuletzt die Frage, ob 

sich die Agentur im Rahmen des Europäi-
schen Gesetzgebungsprozesses zu den ent-
sprechenden Entwürfen der Kommission 
und den dazu eingebrachten Stellungnah-
men der anderen EU-Organe äußern soll. 
Der ursprüngliche Kommissionsvorschlag 
hatte dies ausdrücklich ausgeschlossen und 
damit der Agentur ein zentrales Instrument 
zur menschenrechtlichen Begleitung der 
EU-Politik vorenthalten. Erfreulicherweise 
erlaubt die endgültige Verordnung der 
Agentur nun, sich in Berichten und Stel-
lungnahmen zu derartigen Dokumenten 
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der EU-Institutionen zu äußern – allerdings 
nur dann, wenn die entsprechende Institu-
tion ausdrücklich darum ersucht hat. Diese 
Einschränkung erscheint unglücklich, zu-
mal es sich bei der Begutachtungskompe-
tenz der Agentur nicht um eine Befugnis 
handelt, im Sinne eines Vertragsverlet-
zungsverfahrens eine Rechtswidrigkeit 
feststellen zu können, sondern bloß um die 
Möglichkeit, zu jedem Zeitpunkt des Gesetz-
gebungsprozesses die entsprechenden Vor-
schläge und Stellungnahmen vom Stand-
punkt menschenrechtlicher Expertise aus 
zu beleuchten. Erst im Mai 2005 hat die EU-
Kommission erneut unterstrichen, dass alle 
Gesetzgebungsvorschläge auf ihre Grund-
rechtsverträglichkeit hin zu prüfen sind. 
Den Grundrechten kommt somit als trans-
versaler Wert im Rahmen einer antizipa-
tiven Folgenabschätzung europäischer Ge-
setzgebung besondere Bedeutung zu. Die 
Kommission scheint der Agentur hier aber 
keine allzu prominente Rolle einräumen zu 
wollen, vielleicht aus Angst, dass Letztere 
im Zuge des Gesetzgebungsprozesses poli-
tisch instrumentalisiert werden könnte. Es 
wird somit vom Europäischen Parlament 
abhängen, ob die Agentur regelmäßig in 
den Gesetzgebungsprozess einbezogen 
wird. Der Agentur wiederum obliegt es, im 
Rahmen ihrer Gutachtertätigkeit strikte 
politische Neutralität und höchstmögliche 
Kompetenz zu verbinden. Dies kann inter-
institutionelles Vertrauen schaffen und den 
Grundstein dafür legen, dass der Agentur 
dereinst ein wesentlich einflussreicherer 
Part im Bereich der Rechtssetzungsbeglei-
tung zukommt. 

Die Beschränkungen des Mandats: 
Drittstaaten und Dritte Säule 
Die oben beschriebenen Aufgaben der Agen-
tur sind sachlich und räumlich begrenzt. 
Was die territoriale Beschränkung angeht, 
so bezieht sich die Tätigkeit der Agentur 
auf die EU. Für die offiziellen Beitritts-
kandidaten der Union, Kroatien, Mazedo-
nien und die Türkei, kann der jeweilige 
Assoziationsrat einvernehmlich beschlie-

ßen, dass sich die Agentur mit Grundrechts-
angelegenheiten dieses Staates beschäftigen 
soll, soweit dies für dessen rechtliche 
Heranführung an den EU-Acquis notwendig 
ist. Mit dieser ausdrücklichen Festlegung 
auf den rechtlichen Besitzstand der EU 
scheinen allerdings jene menschenrecht-
lichen Bereiche, die keinen gemeinschafts-
rechtlichen Ankerpunkt haben (aber im 
Beitrittsmonitoring der früheren Beitritts-
kandidaten durchaus eine Rolle gespielt 
haben) wie etwa die Zustände in Gefängnis-
sen, Kinderrechte oder Volksgruppenrechte 
aus dem Mandat der Agentur zu fallen. 

Was die Beschränkung des Agentur-
mandats nach Sachbereichen angeht, so hat 
die Wiener Behörde bei der Erfüllung ihrer 
Aufgaben im Bereich der Gemeinschafts-
kompetenzen zu verbleiben. Damit befindet 
sich all jenes Staatshandeln jenseits der 
Reichweite der Agentur, das in keinerlei 
Zusammenhang zur Umsetzung von EG-
Recht steht. Diese Einschränkung ist – in 
Anlehnung an die Rechtssprechung des 
Europäischen Gerichtshofs – allerdings eng 
zu verstehen, das heißt, auch jene mitglied-
staatlichen Maßnahmen fallen in die Zu-
ständigkeit der Agentur, die zwar im 
Anwendungsbereich des EG-Vertrags, nicht 
aber in unmittelbarer Umsetzung etwa 
einer bestimmten EG-Richtlinie ergehen.  

Der Bereich jenseits des eigentlichen 
Gemeinschaftsrechts – also die sogenannte 
zweite und dritte Säule – liegt außerhalb 
des Agenturmandats. Schwer nachvollzieh-
bar ist der Ausschluss des Komplexes der 
polizeilichen und justiziellen Zusammen-
arbeit in Strafsachen. Schließlich geht es 
hier um ein Bündel an Politikfeldern, in 
denen grundrechtsrelevante Eingriffe sei-
tens der Staaten und bzw. der EU normiert 
werden (so etwa bei strafrechtlichen In-
strumenten zur Eindämmung der Terror-
gefahr). Wie oben ausgeführt (siehe S. 2) 
war die Frage der Ausdehnung des Agentur-
mandats auf die dritte Säule Gegenstand 
größter Unstimmigkeit in den Ratsverhand-
lungen. Der entsprechende politische Wider-
stand von einigen (dem Vernehmen nach 
sieben) Mitgliedstaaten wurde vom Juris-
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tischen Dienst des Rates rechtlich unter-
füttert. Freilich gibt es ebenso (auch von der 
Kommission vorgebrachte) juristische Argu-
mente gegen diese »Eindämmungslinie«. 
Letztlich ist entscheidend, dass die Frage 
der Mandatsausdehnung politisch deter-
miniert ist, da sie mit Einstimmigkeit im 
Rat zu fällen sein wird. 

Nach dem am Ende der finnischen Präsi-
dentschaft im Dezember 2006 gefundenen 
Agreement to disagree ist vor Ende 2009 er-
neut über die Mandatsausdehnung zu ver-
handeln. Für die Zwischenzeit ist es ent-
scheidend, dass sich der Ministerrat auf 
eine Erklärung einigen konnte, die es den 
EU-Institutionen freistellt, die Agentur im 
Rahmen des Gesetzgebungsprozesses auch 
mit Angelegenheiten der dritten Säule zu 
befassen. Der Rat hat in diesem Zusammen-
hang erklärt, dass die Expertise der Agentur 
auch für Mitgliedstaaten bei der Umset-
zung von EU-Recht hilfreich sein könnte. In 
den nächsten Jahren steht die Agentur in 
Sachen dritter Säule somit auf »Stand-by«. 
Je öfter sie auf freiwilliger Basis involviert 
wird und je mehr sie in ihrer Hilfestellung 
überzeugt, umso wahrscheinlicher ist es, 
dass sie Ende 2009 nicht mehr als »Schreck 
der Dritten Säule« betrachtet wird. 

Ethnische Minderheiten und 
Diversity Management 
Das Mandat der Agentur ist aber nicht nur 
in der Sache und der räumlichen Reichweite 
beschränkt. Wie beschrieben ist auch seine 
Eingriffstiefe wegen der rein konsultativen 
Rolle der Agentur sehr gering. Dieser redu-
zierten Durchschlagskraft in der Vertikalen 
steht aber horizontal ein äußerst breiter Zu-
ständigkeitsbereich gegenüber: Die Agentur 
ist nämlich für die gesamte Menschenrechts-
palette zuständig. Von der Achtung des Pri-
vatlebens über den Datenschutz, die Berufs-
freiheit oder das Freizügigkeitsrecht bis 
zum Schutz der Unschuldsvermutung 
reichen die Fragen, deren sich die Wiener 
Behörde annehmen kann. Um sich inner-
halb dieses großen Spektrums nicht zu ver-
lieren, wird es notwendig sein, bald über-

zeugende Orientierungspunkte zu setzen. 
Die Agenturverfassung liefert dafür eine 
Vorgabe. Demnach muss die Agentur zwin-
gend in jedem Mehrjahresprogramm einen 
unverrückbaren Schwerpunkt setzen: den 
Kampf gegen Rassismus, Fremdenfeindlich-
keit und damit verbundene Intoleranz. Die 
Grundrechteagentur hat somit den Auftrag, 
die inhaltliche Arbeit des EUMC fortzufüh-
ren. Die Verordnung präzisiert dazu aus-
drücklich, dass sich die Agentur mit Anti-
semitismus, dem Schutz der Rechte von Min-
derheitenangehörigen und der Geschlech-
tergleichberechtigung befassen soll. Daraus 
ergibt sich als Hauptaufgabe die vollinhalt-
liche Beschäftigung mit der rechtlichen 
und faktischen Situation jener Menschen-
gruppen, die sich in einer – insbesondere 
ethnisch begründeten – Minderheiten-
position befinden. Das heißt, dass jene 
menschenrechtlichen Fragen zur Kern-
kompetenz der Agentur gehören sollen, die 
sich im Zusammenhang mit Asyl, Integra-
tion, Antidiskriminierung, positiver Förde-
rung, sozialer Eingliederung, ethnischer 
und sprachlicher Diskriminierung, politi-
scher Teilhabe, Identitätsschutz, Einwande-
rung und interkulturellem Dialog, kurzum 
dem sogenannten »Diversity Management« 
stellen. Gerade vor dem Hintergrund der 
Tatsache, dass erstens ganz Europa vor der 
großen Kombinationsherausforderung aus 
Immigration und Integration steht, zwei-
tens die Modelle der Assimilierung (etwa in 
Frankreich) ebenso wie jene des Multikultu-
ralismus (etwa in Großbritannien) erschre-
ckend deutlich gescheitert sind und drittens 
weder der Europarat noch die OSZE konzen-
triertes Know-how im Bereich des Diversity 
Managements bereithalten, scheint es 
durchaus angebracht, die EU-Agentur in 
diesen Fragen als zukünftige Denkfabrik 
und beratenden Dienstleister anzusehen. 

Das Netzwerk unabhängiger 
Grundrechtsexperten: 
Festhalten an bewährter Praxis 
In speziellen Bereichen vor allem jenseits 
der Kernkompetenz der Agentur wird es 
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immer wieder die Notwendigkeit externer 
Expertise geben. In diesen Fällen ist das 
EU-Netzwerk unabhängiger Grundrechts-
experten anzusprechen. Das Mandat des 
von der Kommission – auf Antrag des EP – 
im September 2002 ins Leben gerufenen 
Netzwerks ist im September 2006 ersatzlos 
ausgelaufen, obwohl dessen Arbeit allseits 
gelobt wurde und sein Mehrwert außer 
Zweifel steht. Fraglich ist, ob und inwieweit 
das Netzwerk neben bzw. innerhalb der 
Agentur weiter Bestand haben soll. Was für 
eine institutionelle Fortführung und eine 
gewisse Unabhängigkeit von der Agentur 
spricht, ist die Tatsache, dass im Netzwerk 
jeweils ein Top-Jurist für einen Mitglied-
staat zuständig war und diese 25 Rechts-
experten eine normative Bewertung der 
Menschenrechtslage in allen Mitgliedstaa-
ten und der EU angeboten haben. Anderer-
seits ist auch in Sachen Expertennetzwerk 
auf Synergie zu setzen: das Netzwerk sollte 
auf wissenschaftliche Assistenzkräfte und 
Verwaltungspersonal der Agentur zurück-
greifen können. Unterm Strich spricht dies 
für eine Kompromisslösung, nämlich die 
langfristige Revitalisierung des Experten-
verbunds als ein Informationsnetzwerk im 
Sinne der Agenturverfassung. 

Eine To-do-Liste für das erste Jahr 
 Der Direktorenposten und der Verwal-
tungsrat müssen schnell und mit hoch-
qualifizierten Kräften besetzt werden. 
Diese Persönlichkeiten müssen über 
Sachwissen ebenso wie Management-
qualitäten verfügen, um die Agentur auf 
das richtige Gleis zu stellen und ihr Vor-
schusslorbeeren im Dialog mit Staaten 
und Institutionen zu verschaffen. 

 Die weitläufigen Ziele und Aufgaben in 
der Agenturverfassung müssen bald in 
praktische Schwerpunkte überführt 
werden, auf deren Grundlage dann eine 
konkrete (auch internationale) Arbeits-
teilung formuliert werden kann. Die 
Erfahrungen des EUMC zeigen, dass es 
wichtig ist, sich zuerst intern auf ein 
entsprechend klares Leitbild zu verstän-

digen, um dieses dann nach außen 
selbstbewusst vertreten zu können. In 
einer groß angelegten »Tour des Capi-
tales« könnte der Direktor die Mitglied-
staaten persönlich von der Agentur und 
ihrem Leitbild überzeugen. 

 Bei der Leitbilderstellung sollte nicht auf 
externe Machbarkeitsstudien, sondern 
auf die in der Agenturverfassung vor-
gesehene »Grundrechtsplattform« zu-
rückgegriffen werden. Dieses NGO-Ko-
operationsnetzwerk muss somit mög-
lichst schnell operativ werden. Auch für 
ihre künftige Arbeit sollte die Agentur 
die Grundrechtsplattform stets als Legi-
timationsquelle und Partner ansehen. 
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 Das Abkommen mit dem Europarat 
sollte in der Weise ausgehandelt werden, 
dass sich die Chance für einen »Integrier-
ten Menschenrechtsraum Europa« ergibt, 
wie er oben beschrieben wurde. Mit 
den anderen Akteuren dieses Menschen-
rechtsraums ist unverzüglich – gerade 
auch auf bloß »technischer« Beamten-
ebene – in Verbindung zu treten. Zu 
denken wäre in diesem Zusammenhang 
auch an eine europaweite Konferenz, an 
der die entsprechenden Netzwerke und 
Institutionen neue Koordinationskanäle 
entwerfen. Die EU-Mitgliedstaaten wiede-
rum sind aufgefordert, die Agentur ernst 
zu nehmen und entsprechend qualifi-
zierte Personen als sogenannte National 
Liaison Officer zu benennen. 
Hält sich die Agentur an diese To-do-

Liste, so wird sie nicht zu einem blassen 
Verwaltungssatelliten verkommen, sondern 
sich zu einem allseits anerkannten Leit-
stern in menschenrechtlichen Fragen 
aufschwingen können. Dies wäre ein be-
grüßenswerter Schritt hin zur Selbst-
findung der Europäischen Union, von der 
die Europäer – laut der eingangs erwähnten 
Eurobarometer-Umfrage – behaupten, dass 
sie sich durch den Schutz der Menschen-
rechte am meisten auszeichne. 
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